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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Als Anlage übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die vermögensrecht- 
lichen Verhältnisse der Deutschen Bundespost 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Der Deutsche Bundesrat hat zu dieser Vorlage folgende Änderungen 
vorgeschlagen: 

1. In § 1 Absatz 1 Satz 2 wird dem letzten Halbsatz zur Ver- 
deutlichung folgende Fassung gegeben: 

„oder ausschließlich dem Post- und Fernmeldebetrieb 
der D eutschen Post gewidmet worden sind.” 

2. In § 7 Absatz 1 wird hinter Satz 1 folgender neuer Satz 
eingefügt: 

„War als Eigentümer eines solchen Grundstücks nicht das 
Deutsche Reich oder die Deutsche Post im Grundbuch eingetragen, 
so ist die Berichtigung des Grundbuches gemeinsam von der 
Oberpostdirektion und von der durch die Landesregierung be- 
stimmten Landesbehörde zu beantragen, in deren Bezirk das 
Grundstück liegt.” 

Diese Einfügung wurde entsprechend dem Änderungsvorschlag 
zu dem dem Deutschen Bundestag bereits vorliegenden Entwurf 
eines Gesetzes über die vermögensrechtlichen Verhältnisse der 
Bundeswasserstraßen (Drucksache des Bundestages Nr. 801 ) 
vorgenommen. 

Die Bundesregierung stimmt diesen Änderungsvorschlägen des 
Deutschen Bundesrates zu. In der Fassung der Anlage sind diese 
Änderungen bereits durchgeführt. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Unlversltäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur. Bonn 
Allein -Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 10 
und Wiesbaden« Nletzschestr. 1 



Anla 


Entwurf eines Gesetzes 

über die vermögensrechtlichen Verhältnisse 
der Deutschen Bundespost 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrats das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Das Eigentum und alle sonstigen Vermö- 
gensrechte des Deutschen Reichs, die zum bis- 
herigen Sondervermögen „Deutsche Reichspost“ 
gehören, sind mit Wirkung vom 24. Mai 1949 
als Sondervermögen „Deutsche Bundespost“ 
Vermögen des Bundes. Dazu gehören auch alle 
Vermögensrechte, die nach dem 8. Mai 1945 ent- 
weder mit Mitteln jenes Vermögens erworben 
oder ausschließlich dem Post- und Fernmeldebetrieb 
der Deutschen Post gewidmet worden sind. 

(2) Dies gilt auch für Rechte, die durch Gesetz 
für unübertragbar oder nur auf Grund besonde- 
rer Vereinbarung für übertragbar erklärt sind. 

(3) Bei einem Unternehmen des privaten Rechts 
mit eigener Rechtspersönlichkeit, an dem die 
Deutsche Reichspost eine Beteiligung hatte und 
das am 1. Oktober 1949 seinen Sitz innerhalb 
des Bundesgebietes oder seinen Sitz in Groß- 
Berlin und seine Verwaltung im Bundesgebiet 
hatte oder im amerikanischen, britischen oder 
französischen Sektor von Groß-Berlin hatte, fällt 
nur die Beteiligung unter Absatz 1. Das Ver^ 
mögen des Unternehmens verbleibt diesem 
selbst; ein Ühergang auf die Länder gilt als nicht 
erfolgt. 

§ 2 

§ 1 findet keine Anwendung auf Vermögens- 
rechte, die ausschließlich für Zwecke des deut- 
schen Unterhaltungsrundfunks verwendet werden. 

§ 3 

Treuhandschaften der Länder an dem Eigen- 
tum und den Vermögensrechten, die unter § 1 
fallen, erlöschen mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes. 
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§ 4 

Die Wirksamkeit von rechtsgeschäftlichen Ver- 
fügungen, die über Vermögensrechte der in § 1 
bezeichneten Art vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes getroffen worden sind, bleibt unberührt. 

§ 5 

§ 1 gilt nicht für Eigentum und Vermögens- 
rechte, die nach dem 30. Januar 1933 einer Ge- 
werkschafL, Genossenschaft, politischen Partei 
oder sonstigen demokratischen Organisationen 
weggenommen worden sind. 

§ 6 

Dingliche Rechte an Grundstücken und son- 
stigen Sachen und Rechten, die unter § 1 fallen, 
bleiben bestehen. 


§ 7 

(1) Gehört das Eigentum an einem Grundstück 
nach § 1 zum Sondervermögen „Deutsche Bundes- 
post“, so ist der Antrag auf Berichtigung des 
Grundbuchs von der Oberpostdirektion zu stellen, 
in deren Bezirk das Grundstück liegt. War als 
Eigentümer eines solchen Grundstücks nicht das 
Deutsche Reich oder die Deutsche Post im Grund- 
buch eingetragen, so ist die Berichtigung des Grund- 
buchs gemeinsam von der Oberpostdirektion und 
von der durch die Landesregierung bestimmten 
Landesbehörde zu beantragen, in deren Bezirk das 
Grundstück liegt. Der Antrag muß von dem Präsi- 
denten der Oberpostdiroktion oder seinem Vertreter 
unterschrieben und mit dem. Amtssiegel oder Amts- 
stempel versehen sein. Zum Nachweis des Eigen- 
tums gegenüber dem Grundbuchamt genügt die in 
den Antrag aufzunehmende Erklärung, daß das 
Grundstück zum Sonder vermögen „Deutsche Bun- 
despost“ gehört. 

(2) Dies gilt entsprechend für sonstige im 
Grundbuch eingetragene Rechte. 

§ 8 

Gebühren und andere Abgaben, die aus An- 
laß und in Durchführung dieses Gesetzes fällig 
werden könnten, werden nicht erhoben. Bare 
Auslagen bleiben außer Ansatz. 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


Nach Artikel 87 Absatz 1 des Grundgesetzes wird die Bundes- 
post in bundeseigener Verwaltung geführt. Gemäß Artikel 134 
Absatz 1 des Grundgesetzes steht das Vermögen des Reichs dem 
Bund zu. Diese Regelung des Grundgesetzes kommt ohne wei- 
teres nur in den Ländern Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein- 
Westfalen und Schleswig-Holstein zur Auswirkung, da die über 
die Behandlung des Reichs- und Staatsvermögens am 6. Septem- 
ber 1949 in Kraft getretene Verordnung Nr. 202 der britischen 
Militärregierung grundsätzlich den Bestimmungen des Grund- 
gesetzes Rechnung trägt. In den Ländern Bayern, Bremen, Hessen 
und Württemberg-Baden ist dagegen am 20. April 1949 das Ge- 
setz Nr. 19 der Militärregierung Deutschland — amerikanisches 
Kontrollgebiet — in Kraft getreten, das mit den Bestimmungen 
des Grundgesetzes nicht in Einklang steht. Auch für die Länder 
Baden, Rheinland-Pfalz und Württemberg-Hohenzollern sowie für 
den bayerischen Kreis Lindau ist durch Verordnung Nr. 217 des 
französischen Oberkommandos in Deutschland vom 3. Juni 1949 
eine dem Grundgesetz widersprechende Regelung erlassen wor- 
den, bei der allerdings noch nicht klargestellt ist, inwieweit sie 
noch der Ausführung durch deutsche Landesvorschriften bedarf. 
Sowohl das Gesetz Nr. 19 als auch die Verordnung Nr. 217 
geben jedoch dem Bund die Möglichkeit, die hier in Betracht 
kommenden Verfügungen der beiden Militärregierungsgesetze mit 
Zustimmung der Militärregierungen außer Kraft zu setzen. Von 
dieser Möglichkeit macht das Gesetz für das dem Post- und Fern- 
meldebetrieb gewidmete Vermögen Gebrauch. 

Das Gesetz mußte sich aus diesem Grunde auch zum Teil der 
Begriffsbildung der genannten Rechtsvorschriften der Militär- 
regierungen anschließen und Regelungen übernehmen, die im 
deutschen Recht kein Vorbild haben. Dagegen dient das Gesetz 
nicht der Ausführung des Artikels 130 des Grundgesetzes. 

Zu § 1 Absatz 1 

Nach § 2 des Gesetzes zur Vereinfachung und Verbilligung 
der Verwaltung vom 27. Februar 1934 (RGBl. I S. 130) ist das 
Vermögen des Reichs, das dem Betriebe der Deutschen Reichs- 
post gewidmet und in ihm erworben ist, als Sondervermögen 
der Deutschen Reichspost von dem übrigen Vermögen des Reichs, 
seinen Rechten und Verbindlichkeiten getrennt zu halten. Das 
Grundgesetz hat in seinem Artikel 134 Absatz 1 dieses Vermögen 
des Reichs dem Bund zugesprochen. Es bildet als Vermögen des 
Bundes in gleicher Weise ein Sondervermögen, wie es als Ver- 
mögen des Reichs ein Sondervermögen war. Das folgt daraus, 
daß das Gesetz zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwal- 
tung gemäß Artikel 123 Absatz 1 des Grundgesetzes als Bundes- 
recht fortgilt. Die Bezeichnung dieses Vermögens als Sonder- 
vermögen „Deutsche Bundespost“ ergibt sich in Anlehnung an die 
bisherige Bezeichnung aus Artikel 87 des Grundgesetzes. 

Nach Artikel IV Ziffer 4 c des Gesetzes Nr. 19 sind hingegen 
die Vermögensrechte, die zum Gebrauch der Reichspost bestimmt 
waren — mit Ausnahme der Vermögensrechte, die am 31. De- 
zember 1948 unmittelbar oder mittelbar für Zwecke des Unter- 
haltungsrundfunks verwendet wurden — und die am 8. Mai 1945 
unmittelbar oder mittelbar dem Reich gehört haben, auf das Land, 
in dem diese Vermögensrechte gelegen sind, zu treuen Händen als 
Treuhänder für den Bund übertragen worden. Eine entsprechende 
treuhänderische Verwaltung der Vermögensrechte, die den Dienst- 
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stellen der Reichspost zugewiesen waren, ist in Artikel 3 der 
Verordnung Nr. 217 angeordnet worden. Beide Bestimmungen 
sehen indes vor, daß diese Vermögensrechte endgültig auf die 
Bundesrepublik Deutschland übertragen werden, wenn die gesetz- 
gebende Körperschaft des Bundes sie innerhalb eines Jahres nach 
der Errichtung der Bundesrepublik — also bis zum 23. Mai 1950 — 
bezeichnet und die Militärregierungen — jetzt die Alliierten 
Hohen Kommissare — hierzu ausdrücklich ihr Einverständnis 
geben. Eine Einzelbezeichnung der zu diesem Sondervermögen 
gehörenden Vermögensrechte des Reichs, wie in den gesetzlichen 
Bestimmungen der Militärregierungen vorgesehen, erübrigt sich 
jedoch, da diese Vermögensrechte von dem übrigen Vermögen des 
Reichs und der Länder ^ — -auch nach dem 8. Mai 1945 — klar ge- 
trennt gehalten worden sind. Die Regelung für das Sonderver- 
mögen „Deutsche Reichspost“ im § 1 Satz 1 des Gesetzes dient 
in Übereinstimmung mit diesen Bestimmungen der Herstellung 
des im Grundgesetz festgelegten Rechtszustandes, und zwar mit 
Wirkung vom Inkrafttreten des Grundgesetzes. 

In Satz 2 ist ausdrücklich festgelegt, daß die Vermögensrechte, 
die nach dem 8. Mai 1945 mit Mitteln des Sondervermögens er- 
worben worden sind, das rechtliche Schicksal des Sonderver- 
mögens teilen. Ferner wird in Satz 2 bestimmt, daß auch die 
Vermögensrechte des Reichs, die durch einen Akt der Besatzungs- 
behörden auf Grund des Kontrollratsgesetzes Nr. 52 dem Post- 
und Fernmeldebetrieb gewidmet worden sind, als Bestandteile 
des Sondervermögens „Deutsche Bundespost“ Vermögen des Bun- 
des sind. 


Zu § 1 Absatz 2 

Durch Absatz 2 soll ein Streit darüber, ob im allgemeinen un- 
übertragbare Rechte, z. B. Nießbrauchsrechte (§ 1059 BGB) und 
beschränkte persönliche Dienstbarkeiten (§ 1092 BGB) sowie die 
nur im Falle besonderer Vereinbarung übertragbaren Vorkaufs- 
rechte (§§ 514, 1098 BGB) unter das Gesetz fallen, von vorn- 
herein ausgeschlossen werden. 


Zu § 1 Absatz 3 

Das Gesetz Nr. 19 und die Verordnung Nr. 217 erfassen auch 
das mittelbare Vermögen. Dies wird zum Teil dahin ausgelegt, 
daß damit das Land unmittelbar Eigentümer des Vermögens ge- 
worden sei, das den Gesellschaften gehört, an denen die Deutsche 
Reichspost eine Mehrheitsbeteiligung besaß. Um demgegenüber 
für Unternehmen, die am 1. Oktober 1949 ihren Sitz innerhalb 
des Bundesgebietes oder in Groß-Berlin mit Verwaltung inner- 
halb des Bundesgebietes oder des amerikanischen, britischen oder 
französischen Sektors von Groß-Berlin hatten, klarzustellen, daß 
das Vermögen dem Unternehmen selbst verbleibt, bedarf es der 
vorgesehenen besonderen Bestimmung. Der Geltungsbereich und 
der Stichtag der Bestimmung sind den Wertpapierberemigungs- 
gesetzen für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet, für die Länder 
Baden und Württemberg-Hohenzollern sowie für Groß-Berlin an- 
gepaßt worden, da für Aktiengesellschaften, deren Aktien nicht 
der Wertpapierbereinigung unterliegen, eine andere Regelung 
Platz greifen muß. Entsprechendes gilt für sonstige Unternehmen. 
Der abweichende Termin des Inkrafttretens des vom Lande Rhein- 
land-Pfalz erlassenen Wertpapierbereinigungsgesetzes* konnte un- 
berücksichtigt bleiben, da er im vorliegenden Falle keine prak- 
tischen Auswirkungen hat 
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Zu § 2 

Diese Vorschrift trägt der Regelung des Artikels IV Ziffer 4 
des Gesetzes Nr. 19, Artikel 2 der Verordnung Nr. 188 (Journal 
Officiel du Commandement en Chef Francais 1948, S. 1760) und 
des Artikels IV Ziffer 1 der Verordnung Nr. 202 Rechnung. Durch 
diese besatzungsrechtlichen Bestimmungen ist das für Zwecke des 
Unlerhaltungsrundfunks verwendete Vermögen der früheren 
Deutschen Reichspost auf die in den Ländern der amerikanischen 
Zone gebildeten Rundfunkanstalten, den „Nordwestdeutschen 
Rundfunk“ in der britischen Zone und den „Südwestfunk“ in der 
französischen Zone übertragen worden. 

Zu § 3 

Wie bereits erwähnt, sind durch das Gesetz Nr. 19 und die 
Verordnung Nr. 217 die Länder als Treuhänder für den Bund 
für die im § 1 genannten Vermögensrechte bestellt. Für den Wei- 
terbestand dieser Treuhandschaften liegt nach Erlaß dieses Ge- 
setzes kein Grund mehr vor. 

Zu § 4 

Im Interesse der Sicherheit des Rechtsverkehrs soll die Wirk- 
samkeit von zwischenzeitlich getroffenen rechtsgeschäftlichen Ver- 
fügungen unberührt bleiben. 

Zu § 5 

Der gleiche Vorbehalt findet sich in Artikel VII Ziffer 11 des 
Gesetzes Nr. 19, Artikel 10 der Verordnung Nr. 217 und Ar- 
tikel IV, Ziffer 3 der Verordnung Nr. 202. 

Zu § 6 

Diese Regelung ist durch die in Artikel IX des Gesetzes Nr. 19 
und im Artikel 12 der Verordnung Nr. 217 getroffenen Bestim- 
mungen über die dinglichen Belastungen veranlaßt, die an den 
übertragenen Vermögensrechten bestehen. 

Zu § 7 

Diese Bestimmung soll klarstellen, wessen Antrag für die 
Berichtigung des Grundbuches maßgebend und ausreichend ist, 
und das Berichtigungsverfahren vereinfachen. 

Zu § 8 

Die Gebührenfreiheit entspricht der Ühung in solchen Fällen. 

Zu § 9 

Nach Gesetz Nr. 19 und Verordniong Nr. 217 soll, wie erwähnt, 
das Gesetz bis zum 23. Mai 1950 verabschiedet sein. Allerdings 
dürfte eine spätere Verabschiedung, Genehmigung oder Ver- 
kündung die Rechtswirksamkeit dieses Gesetzes mit Rücksicht 
auf die vom Grundgesetz getroffene und durch dessen Geneh- 
migung von den Besatzungsmächten gebilligte Regelung nicht 
beeinträchtigen. 
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